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Saarbrücken. Im Januar 2009
gab das saarländische Innenmi-
nisterium den Kölner Wirt-
schaftsprüfern Rödl&Partner
(R&P) den Auftrag, ein Spargut-
achten für Saarbrücken aufzu-
stellen. Die Kölner sollten Vor-
schläge machen, wo Saarbrü-
cken sparen und/oder den Bür-
gern mehr Geld abnehmen
könnte – um so für den Haus-
halt 2010 insgesamt rund 30
Millionen Euro zu gewinnen.

Das Gutachten sollte geheim
bleiben. Nur bezahlt wurde es
mit Steuern. Nicht einmal der
Preis – nach SZ-Informationen
rund 127 000 Euro – wurde ver-
öffentlicht. 

Im April 2009 – so erklärte
das Innenministerium jetzt auf
SZ-Anfrage – legten die Gutach-
ter los, assistiert unter anderem
von Oberbürgermeisterin (OB)
Charlotte Britz und „leitenden
Mitarbeitern der Stadt“. 

Durchgesickert

Doch schon im März 2009 kur-
sierte eine Liste dessen, was
R&P angeblich unter die Lupe
nehmen würden. Laut dieser
Liste wollten die Gutachter un-
ter anderem prüfen, ob die
Stadt tatsächlich 63 Stadtver-
ordnete braucht und ob die Zu-
schüsse für die Fraktionen zu
hoch sind. 

Am 7. Juni folgte die Kommu-
nalwahl. Und am 7. Juli erhöh-
ten die neuen Ratsfraktionen
von SPD, Linken, Grünen, CDU
und FDP die jährlichen Zu-
schüsse für die Fraktionsarbeit
um insgesamt 55 000 Euro. 

Anfang Oktober gaben die
Stadtratsfraktionen von SPD,
Linken, Grünen und CDU den
rund 1700 Bediensteten der
Stadt eine Job- und Einkom-
mensgarantie bis 2014. Vom
Gutachten war in diesem Zu-
sammenhang nicht die Rede. 

Erst am 10. November – so
sagt das Ministerium – lag die
Endfassung des Gutachtens vor,
sowohl im Ministerium als auch
bei OB Britz. Ende November
wurden folgende Sparvorschlä-
ge bekannt: bis 2013 in der
Stadtverwaltung 114 Vollzeit-
stellen streichen, auch zwei De-
zernenten, Filmhaus, Bäder,
Sport- und Spielplätze dichtma-
chen, Dudweiler Sonderstatus

kippen, Parkgebühren – sowie
Grund- und Gewerbesteuer er-
höhen. Damals warnte Britz vor
dem Spar- und Einnahmenziel
des Gutachtens von 30 Millio-
nen Euro – damit werde Saar-
brücken kaputtgespart. Und am
1. Dezember wählte die rot-rot-
grüne Ratsmehrheit drei Dezer-
nenten für zehn Jahre. 

Am 8. Februar 2010 legte die
Stadt eine eigene Spar- und
Steuererhöhungsliste vor, die 16
Millionen bringen sollte; unter
anderem durch Erhöhung von
Grund- und Gewerbesteuer so-
wie Schließung der Freibäder in
Dudweiler und Fechingen.
Letzteres trieb Bürger auf die
Barrikaden. Darauf pfiff die rot-
rot-grüne Ratsmehrheit die
Stadtverwaltung zurück und
kündigte an, sie werde die Bäder
offen halten – aber die Steuer-
erhöhung beschließen und dazu
noch eine Bettensteuer für die
Hoteliers.

Die Fraktionsvorsitzenden
Peter Bauer, SPD, Rolf Linsler,
Linke, und Thomas Brück, Grü-
ne, begründeten unisono: „Das
Defizit (im Stadthaushalt für

2010; Anm. der Red.) ist auf 120
Millionen Euro explodiert, weil
die verheerenden Folgen der Fi-
nanzkrise nach unten weiterge-
geben werden. Das Sparpaket
ist ein Akt der Notwehr.“

Weiter behaupten Bauer,
Linsler und Brück, „mit der Er-
höhung von Gewerbe- und
Grundsteuer“ setze der Stadtrat
„zentrale Forderungen des von
der Landesregierung in Auftrag
gegebenen Haushaltsgutach-
tens um“. Dagegen sei die Bet-
tensteuer „eine kommunale
Aufwandssteuer für Hoteliers,
die davon profitieren, dass in
Saarbrücken attraktive Infra-
struktur vorgehalten wird“. 

Forderung oder Vorschlag?

Anders als Bauer, Linsler und
Brück klassifiziert das Innen-
ministerium die Ideen der Gut-
achter nach wie vor als Vor-
schläge, über die im Stadtrat
entschieden wird – nicht als
Forderungen. Nach SZ-Recher-
chen begründen die Gutachter
ihren Vorschlag, Grund- und
Gewerbesteuer zu erhöhen,
nicht mit der Finanzkrise, son-
dern mit einem Vergleich der
Steuerhebesätze in Saarbrü-
cken, Mainz und Magdeburg –
weil alle drei Landeshauptstäd-
te sind und etwa gleich viele
Einwohner haben. 

Die SZ erkundigte sich im Mi-
nisterium, ob man dort mit ei-
ner solchen Begründung in ei-
nem 127 000-Euro-Gutachten
zufrieden ist. Antwort: „Das Mi-
nisterium enthält sich einer öf-
fentlichen Bewertung.“

Stadtrat setzte das Geheimgutachten matt
Politiker hebelten zwei geheime Sparvorschläge aus, als die Vorschläge offiziell noch gar nicht existierten

Auf ein Geheimgutachten beru-
fen sich die rot-rot-grüne
Stadtratsmehrheit und die
Stadtverwaltung bei ihrem
Plan, Grund- und Gewerbesteu-
er zu erhöhen. Die SZ warf ei-
nen Blick auf die Geschichte
dieses Gutachtens und auf die
Ereignisse, die es begleiteten.

Von SZ-Redakteur
Jörg Laskowski

Geld macht nicht glücklich, sagt der Volksmund, aber es beruhigt. Ganz anders wirkte Saarbrückens geheimes Spargutachten. Foto: dpa

Saarbrücken. Der Saarbrücker
Grundsteuer-Hebesatz liegt
derzeit bei 430, der Gewerbe-
steuer-Hebesatz bei 428. Die
rot-rot-grüne Stadtratsmehr-

heit und die Stadtverwaltung
wollen den Grundsteuer-Hebe-
satz auf 460 und den Gewerbe-
steuersatz auf 450 erhöhen. Der
Mainzer Grundsteuer-Hebe-
satz beträgt 400, der Gewerbe-
steuersatz 440. In Magdeburg
liegen beide Hebesätze bei 450. 

Bei anderen Nebenkosten
sind die drei Städte allerdings
weiter auseinander. Der Kubik-
meter Abwasser kostet in Saar-
brücken 3,22 Euro, in Mainz
1,25 Euro, in Magdeburg 3 Euro.
Der Kubikmeter Frischwasser
kostet in Saarbrücken 2,05 Eu-
ro, in Mainz 2,13 Euro, in Mag-
deburg 1,81 Euro. 

Saarbrücker Müll teurer

Im ersten bundesweiten Müll-
gebührenvergleich, organisiert
von der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft, rangiert Saar-
brücken auf Rang 72 (über-
durchschnittlich teuer), Mainz
auf Rang 49 (durchschnittlich)

und Magdeburg auf Rang 5 (ei-
ne der fünf billigsten Müllab-
fuhren). 

Die Erhöhung des Saarbrü-
cker Grundsteuer-Hebesatzes
auf 460 soll der Stadt jährlich
rund 2,3 Millionen Euro mehr
bringen. Für die Bürger – für Ei-
gentümer wie Mieter – erhöhen
sich dadurch die Nebenkosten
beispielsweise für eine Drei-
Zimmer-Küche-Bad-Wohnung
mit 75 Quadratmetern auf der
Folsterhöhe um jährlich rund
zehn Euro, für ein Einfamilien-
haus in Dudweiler um jährlich
rund elf Euro. 

Die Erhöhung des Gewerbe-
steuer-Hebesatzes auf 450 soll
pro Jahr zusätzlich rund 5,5
Millionen Euro bringen. Wer
bisher 200 Euro Gewerbesteuer
zahlte, muss dann mit 210 Euro
rechnen, wer 10 000 Euro be-
zahlte, muss sich auf 10 514 Eu-
ro gefasst machen. – Nach Kal-
kulation der Gutachter hätte

die Stadt jährlich rund 380 000
Euro gespart , wenn sie zwei De-
zernate gestrichen hätte. 

Hauptkritikpunkt der Stadt
am Spargutachten ist die Tatsa-
che, dass dort nicht untersucht
wird, ob das Land seiner Haupt-
stadt auch wirklich so viel Geld
zukommen lässt, wie ihr zu-
steht. Denn das – so meint
Oberbürgermeisterin Charlotte
Britz – ist nicht der Fall. Immer
wieder weist Britz darauf hin,
dass die Regionalverbandsum-
lage (Geld, das Saarbrücken

jährlich an den Regionalver-
band weiterreicht) von 40,7
Millionen Euro im Jahr 1991 auf
rund 128 Millionen Euro im
Jahr 2010 gestiegen ist. In der-
selben Zeit sind die Schlüssel-
zuweisungen (Geld, das vom
Land an die Stadt weiterge-
reicht wird) von 52 auf 41,8 Mil-
lionen Euro gesunken. Durch
diese Entwicklung muss Saar-
brücken allein im Jahr 2010
rund 97 Millionen Euro mehr
für die Regionalverbandsumla-
ge aufbringen als 1991. fitz

Gutachter verglichen Steuern in Saarbrücken, Mainz, Magdeburg
Bei anderen Nebenkosten – wie beim Wasserpreis und den Gebühren für Abwasser und Müll – liegen die drei Städte weit auseinander

Der Vorschlag des Spargutach-
tens, in Saarbrücken Grund-
und Gewerbesteuer zu erhö-
hen, stützt sich nach SZ-Infor-
mationen einzig und allein auf
einen Vergleich der Steuerhe-
besätze von Saarbrücken,
Mainz und Magdeburg. 
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� MEINUNG

James Bond oder Nostradamus

Ein Fall für James Bond?
Eine hellseherische
Meisterleistung à la

Nostradamus? Oder einfach
ein Armutszeugnis für Politi-
ker in Stadt und Land? Kapitel
eins: Das Land spendiert ein
Geheimgutachten. Die Öffent-
lichkeit weiß nichts. Doch eini-
ge Leute, die von den Spar-
Vorschlägen des Gutachtens
betroffen sind – beispielsweise
die Ratsfraktionen und der
Personalrat der Stadt – riechen
den Braten. Noch bevor ir-
gendjemand offiziell weiß, was
im Gutachten stehen wird,
werden die Fraktionszuschüsse
erhöht, bekommen die Be-
diensteten der Stadt eine Job-
und Einkommensgarantie und
die rot-rot-grüne Ratsmehrheit
beschert sich drei Dezernen-
ten. Kapitel zwei: Die Stadtver-
waltung macht den schmerz-
haften Sparvorschlag, zwei
Freibäder zu schließen. Doch
die rot-rot-grüne Ratsmehrheit
will sich nicht unbeliebt ma-
chen und schmettert den Vor-
schlag ab. Was bleibt? Grund-
und Gewerbesteuer erhöhen.
Vielleicht mit folgendem Hin-
tergedanken: Das trifft alle ein
„bisschen“ und wird folglich
als lange nicht so ungerecht
empfunden. Falls doch –

Schuld abschieben. Am besten
sagen: Wir wurden gezwungen.
Daher in Kapitel drei behaup-
ten: Das Gutachten hat die
Steuererhöhung gefordert.
Wohl wissend, dass da eigent-
lich nur Vorschläge drin stan-
den. Und weil Rot-Rot-Grün
jetzt das Gutachten – als
Schuldigen – braucht, wird das
Gutachten auch nicht in Frage
gestellt. Obwohl das Gutachten
schräg ist. Es stützt seinen
Vorschlag zur Steuererhöhung
nur auf den Vergleich von He-
besatz-Zahlen in Saarbrücken,
Mainz und Magdeburg. Logik
des Gutachtens: Das sind drei
etwa gleich große Landes-
hauptstädte. Die Hebesätze in
Saarbrücken sind niedriger. Al-
so kann man die ruhig erhö-
hen. Aber das ist Quatsch.
Grund- und Gewerbesteuer
sollten nie isoliert betrachtet
werden. Sie sind nur Teile ei-
nes Nebenkostenblocks, zu
dem auch die Gebühren und
Preise für Abwasser, Wasser
und Müll gehören. Und da sind
Mainz und Magdeburg teilwei-
se erheblich billiger als Saar-
brücken. Wer das außer Acht
lässt, stellt ein schlechtes Gut-
achten auf. Eine Landesregie-
rung, die für ein solches Gut-
achten 127 000 Euro ausgibt,
braucht Hilfe. – Oder hält man
das Gutachten nur „geheim“,
weil es eigentlich Larifari ist?

Von SZ-Redakteur
Jörg Laskowski

TERMINE

SAARBRÜCKEN

Vortrag für Lehrer 
und Psychologen
Zu einem Vortrag für Lehrer,
Schulpsychologen und Eltern
lädt die Heilpraktikerin Erika
Sudau am Montag, 15. März,
19.30 Uhr, in die Ufergasse 2,
in Saarbrücken ein. Es geht um
Techniken, die zum Abbau von
körperlichen, psychischen und
emotionalen Belastungen und
somit zur ganzheitlichen Kon-
fliktlösung beitragen. red
� Anmeldung: Agentur für
Projektmanagement, Tel.
(0681) 9 40 40 68 oder E-Mail:
info@agentur-am.de.

REGIONALVERBAND

Fortbildung für 
ehrenamtliche Betreuer
Für alle, die sich eingehender
mit dem Betreuungsrecht be-
fassen wollen oder sich auch
als ehrenamtliche Betreuerin
oder Betreuer engagieren wol-
len, bietet die Fördergemein-
schaft katholischer Betreu-
ungsvereine im Regionalver-
band Saarbrücken im März ei-
ne Fortbildungsreihe an. Die
vierteilige Fortbildung beginnt
am Freitag, 12. März, Ab-
schluss ist am Freitag,
26. März. red
� Das Programm ist erhält-
lich bei der Fördergemein-
schaft, Tel. (0 68 98) 29 55 07.

SAARBRÜCKEN

Kurs Erste Hilfe
am Kind
Notfallsituationen richtig ein-
schätzen und Erste Hilfe am
Kind leisten: Das lernen Inte-
ressierte bei einem Kurs der
Katholischen Familienbil-
dungsstätte, Ursulinenstraße
67. Der Erste Hilfe-Kurs am
Samstag, 13. März, dauert von
15 bis 18 Uhr. red
� Information und Anmel-
dung unter Tel. (06 81) 90 68-
191 oder E-Mail: info@fbs-
saarbruecken.de.

ST. ARNUAL

Gartenbauverein fährt 
zum Gardasee
Der Obst- und Gartenbauver-
ein St. Arnual fährt vom 3. bis
8. Mai an den Gardasee. Zum
Programm gehören eine See-
rundfahrt und Ausflüge nach
Meran und Verona. Wer mit-
fahren möchte, muss nicht
Vereinsmitglied sein. ole 
� Weitere Informationen un-
ter Telefon (06 81) 85 32 12.

SAARBRÜCKEN

Vortrag über die
Patientenverfügung
Um „Patientenverfügungen
für die Psychiatrie“ geht es am
Freitag, 26. März, ab 18 Uhr bei
einem Vortrag im Versamm-
lungsraum des Nauwieser Kul-
tur- und Werkhofs, Nauwieser
Straße 19. Referenten sind
René Talbot vom Berliner Lan-
desverband Psychiatrie-Erfah-
rener und der Rechtsanwalt
Achim Groß aus Heusweiler.
Der Eintritt ist frei. red
� Weitere Infos: Tel.
(06 81) 6 26 41.

ESCHRINGEN

Vereine beraten über
Dorfgemeinschaftsfest
Die Arbeitsgemeinschaft
Eschringer Vereine lädt die
Mitglieder am Donnerstag, 18.
März, ab 19 Uhr, im Gasthaus
„Zur neuen Simbach“ zur
Frühjahrssitzung. Auf der Ta-
gesordnung stehen unter an-
derem die Wahl des Kassierers,
das zweite Dorfgemeinschafts-
fest und die Termine 2010. al 


